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Sachverhalt und Anträge 

Die Teclmischen Beschwerdekainmern 3.2.4 und 3.3.4 haben 
die Groie Beschwerdekainmer nach Artikel 112 (1) a) EPU 
mit ähnlichen Rechtsfragen befa1t. 

Hit Zwischenentscheidung T 377/95 (ABi. EPA 1999, 11 - 
Herpes-simplex-Virus/University Patents, Inc.) vom 
5. August 1998 hat die Technische Beschwerdekarnmer 3.3.4 
der Groien Beschwerdekammer folgende Rechtsfrage 
vorgelegt (Verfahrenssprache englisch, Aktenzeichen 
G 3/98) 

For the purposes of Article 55(1) EPC, in the case where 
a priority is recognised for a European patent 
application, is the time period of six months 'preceding 
the filing of the European patent application" to be 
calculated from the date of filing of the priority 
application (the priority date) or from the date of the 
actual filing of the European patent application? 

Mit Zwischenentscheidurxg der Einspruchsa.bteilung war 
festgestellt worden, daS das Patent in der Fassu.ng des 
letzten Hilfsantrags den Erfordernissen des 
thDereinkoxnmens entspreche. Die Fassungen der 
vorangehenden .Anträge erachtete die Einspruchsabteilung 
wegen fehiender Neuheit nicht als patentierbar. Hierzu 
hatte sie festgestellt, dai!, die nach diesen .Ariträgen 
beanspruchten Gegenstande durch einen Vortrag vor dem 
PrioritAtstag der öffentlichkeit zugärxglich gexnacht 
worden seien. Sie vertrat die Auffassung, die 
Patentinhaberin könne schon deswegen nicht geltend 
machen, es liege eine nach Artikel 55 (1) a) EPU 
unschàdliche Of fenbarung vor, well der Vortrag frtther 
als sechs Monate vor Einreichung der europàischen 
Anineldung gehalten worden sei. Auf den Prioritätstag 
komnme es für die Berechnuzig der Sechsmonatsfrist nicht 
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an. Daher sei es auch unerheblich, ob die münd].iche 
Of fertharung durch den Vortrag als offensichtlicher 

Mi1brauch zura Nachteil des Anrnelders angesehen werden 

- köime. Gegen diese Entscheidung legten beide Parteien 

Beschwerde em. 

Im Verfahren vor der Ka.rnmer 3.3.4 hatte die 

Einsprechende beantragt, das Patent in vollem Umfang zu 

widerruf en. Sie vertrat die Auffassung, auch die Fassung 
nach dem letzten Hilfsantrag sei durch die mundliche 

Of fertharung neuheitsschädlich getroffen. Ferner berief 

sie sich darauf, daS dieser Fassurig auch gegenflber einem 

im Beschwerdeverfahren rieu genarinten Dokument, einer 
Dissertation aus dem Jahr 1981, die Neuheit fehie. 

Jedenf ails fehie es gegenCiber dem Vortrag und der 

Dissertation in Verbindurig mit weiterem Stand der 
Technik an erfinderischer Tätigkeit. 

Die Patentinhaberin hatte in erster Linie beantrag.t, das 
Patent in der erteilten Fassung aufrechtzuerhalten. 

Ihrer Auffassung nach erfflhlt der Vortrag die 
Voraussetzungen einer miibräuch1ichen Of feribaru.ng im 

Sinne von Artikel 55 (1) a) EPU. Die Dissertation aus 
dem Jahr 1981 sei erst nach dem Prioritätstag in der 

Universitàtsbibiiothek öffentlich zugänglich geworden. 

Selbst wenn der Vortrag zuxn Stand der Technik z.h1en 

würde, sei jedenfalls der Gegenstand des letzten 

Hilfsantrags neu und erfinderisch. Die Patentinhaberin 

beantragte hilfsweise, der Groien Beschwerdekammer die 

rage vorzulegen, ob d 	chsmunt.LLIt nach Artikel 
55 (1) a) EPU vom Prioritätstag oder vom spàteren Tag 

der Einreichung der europäischen Patentanmeldung an zu 

berechnen sei. Die Einsprechende widersetzte sich diesem 

Antrag, da das Patent in jedem Fall von der Dissertation 

vorweggenommen sei. 

Die vorlegende Kainmer 3.3.4 1st der Auffassung, die 

Vorlage sei erforderlich. Die gruridsatzlich bedeutsame 
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Frage der Berechnung der Sechsmonatsfrist sei in der 
bisherigen Rechtsprechurxg der Beschwerdekammern 
ungeklärt geblieben. Von den nationa.len Gerichten 
letzter Instanz in der Schweiz, in den Niederlanden und 
in Deutschland wCirden unterschiedliche Auffassungen 
vertreten. Die zwischen den Parteien streitige Frage des 
of fensichtlichen Miibrauchs köxme nur dann geprüft 
werden, wenn die Vorschrift auf den vorliegenden 
Sachverhalt anwendbar sei. Zur Relevanz der neuen 
Entgegenhalturig bemerkt die Kainmer, diese könne ohne 
vorherige Prüfung nicht beurteilt werden. Solite die 
Kaxnmer letztlich die Auffassung der Einsprechenden Uber 
die neue Entgegerth.altung nicht teilen, so mflsse der 
Vortrag erörtert werden (Gründe Nr. 63). 

Mit Zwischenentscheidurig vom 12. April 1999 (T 535/95, 
nicht veröffentlicht) hat die Kaxnmer 3.2.4 der Groen 
Beschwerdekarnmer folgende Rechtsfrage vorgelegt 
(Verfahrenssprache deutsch, Aktenzeichen G 2/99): 

Wenn einer europaischen Pabentanmeldung eine Priori 

zuerkannt wird, ist dann für die Zwecke des Artikels 

55 (1) EPU die Frisb von sechs Monaten "v-or Einreichung 

der europäischen Patentanrtzeldung" vom Tag der 

Einrei chung der priori ta t:sbegründenden Anmel dung 

(Prioriatstag) oder vom tatsächlichen Einreichungstag 

der europäischen Patentanrneldung an zu berechne.n? 

Das Streitpatent war aufgrund einer of fenkundigen 
Vorbenutzung von der Einspruchsa.bteilung wegen fehiender 
Neuheit widerruf en worden. Diese hatte festgestellt, dais 
ein dent Gegenstand des Streitpatents entsprechendes 
Muster einem Kunden überlassen worden sei. mm 
Beschwerdeverfahren wurde Tatsache und Gegenstand dieser 
Vorbenutzung nicht znehr bestritten. Die Patentinhãberin 
berief sich jedoch darauf, dais die Vorbenutzung auf 
einein offensichtlichen Mibrauch zuin Nachteil des 
ursprUnglichen Anmelders beruhe. Sie trug vor, der 
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Vertriebsleiter einer Firma der Frau des ursprunglichefl 

?nmelders habe das Muster gegen dessen ausdrUckliche 

Weisung weitergegeben. Diese Darstellurig wurde von der 

Einsprechenden bestatigt, die gleichzeitig ihren 
Einspruch zurücknabza. Spater wurde der Sachverhalt auch 

durch eine eidesstattliche Versicherung des 

Vertriebsleiters bestatigt. 

Dje Karnmer 3.2.4 kent zum Ergebnis, der übrige Stand der 

Technik stehe der Aufrechterhalturi.g des Patents nicht 

entgegen. Dagegen sei der Gegenstand der genannten 
Vorbenutzung identisch mit dem Gegenstand des Anspruchs 	

( 
i des angefochtenen Patents. Die Vorbenutzung beruhe 

auch auf einem offensichtlichen Miibrauch zum Nachteil 
des frUheren Anmelders. Der frCihere Anmelder habe das 

Unternehmen seiner Ehefrau de facto geführt. Der 

Vertriebsleiter habe durch die weisungswidrige 

Weitergabe des Musters ein bestehendes Vertrags- und 
Vertrauensverhàltnis verletzt. Da die Vorbenutzung mehr 
als sechs Monate vor der Einreichung der Arimeldung aber 

weniger als sechsMonate vor Einreichung der 
prioritatsbegrflndenden Anmeldung erfolgt sei, komme es 

für die Entscheidung des Falls auf die Frage der 

Berecimung der Sechsmonatsfrist nach Artikel 55 (1) EPU 
an, die der Groien Beschwerdekainmer bereits unter dem 

Aktenzeichen G 3/98 vorliege. Urn der Patentinhaberin 
Gelegenheit zu geben, sich zu dieser Frage vor der 

Gro1en Beschwerdekaxnmer zu äuiern, beschloS sie auf 

deren Antrag, die Rechtsfrage erneut vorzulegen. 

Die Kaxnmer 3.2.4 hat sich zur Beurteilung der 

Vorlagefrage nicht geäuiert. Die Karnmer 3.3.4 fUhrt zur 

Vorlagefrage tinter anderem folgendes aus: 

Mit Buck auf den Wortlaut der einschlagigen 
Bestirnmungen könne im englischen Text des thDereinkornmens 

unterschieden werden zwischen "the filing of the 

European patent application" in Artikel 55 EPU und 
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"the date of filing of the European patent application" 

in Artikel 89 EPU; entsprechende Unterschiede seien in 

der deutschen u.nd französischen Fassu.ng festzustellen. 

Dies lasse darauf schlieEen, dal! dieser Wortlaut gewàhlt 

worden sei, urn den Anwendungsbereich von Artikel 55 (1) 

EPU einzuschrä.nken. Eine soiche .Absicht könne auch aus 

den travaux préparatoires zu Artikel 55 (1) EPU 
hergeleitet werden. HierCiber bestehe breites 

Einverstä.ndnis u.nter den Vertragsstaaten. 

Die vorlegende Karnmer 3.3.4 halt es jedoch für 

notwendig, der Frage weiter nachzugehen, da die 

Berechriung der Frist ausgehend vom Tag der Nachanmeldung 

moglicherweise zu unbefriedigenden Ergebnissen führe. 

Dabei seien zwischenzeitliche Entwicklungen zu 

berucksichtigen wie die Hàufigkeit der Inanspruchnahine 

von Prioritäten in europäischen Patentanmeldungen oder 

die Dauer des Erteilu.ngs- und Einspruchsverfahrens. 

Ferrier sei das in der Praxis zu Artikel 6 (1) der 

Europäischen J1enschenrechtskonvention (EMRK) anerkannte 

Recht der Parteien eines Verfahrens auf Gleichbehandlung 

zu beachten. Dies schliee das Recht em, sich gegen 

Ansprüche zu verteidigen und hierzu Behauptungen des 

Gegners mit Tatsachenvortrag und Beweismittein 

entgegenzutreten. In der Literatur seien die 

Auffassungen zur Berechnu.ng  der Sechsmonatsfrist 

geteilt. Die für eine Anknupfung an den Prioritàtstag 

eintretende Meinung könne sich darauf stützen, dais 

Artikel 89 EPU über Artikel 54 (2) und (3) EPU implizit 

auf Artikel 55 EPU verweise. Die einschrärikende 

Auslegung des Artikels 55 (1) EPU könne zudem das aus 

der ersten Aruneldung folgende Prioritàtsrecht nicht 

gewahrleisten. Dies verstoie nicht nur gegen Artikel 

4A (1) der Pariser Verbandsübereinkunft zurn Schutz des 

gewerblichen Eigenturns (PVU) sondern auch gegen Artikel 

87 EPU. Es körine für das Schicksal einer Anmeldung auch 

nicht verriunftigerweise darauf ankornmen, ob sie bel 

einem nationalen Axnt oder bei einer internationalen 
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Behörde wiedem EPA eingereicht worden sel. mm Hin)1ick 

auf eine Abwagung der Interessen des Anrnelders 

einerseits urid der Of fentlichkeit aridererseits zeige der 

Sachverhalt des vorliegenden Falles, daS sich der 

Arimelder nicht auf eine miibräuch1iche Of feribarung 

einstellen und die Nacharimeldung rechtzeitig, das heiit 

innerhaib von sechs Monaten nach der Of fertharung 

einreichen könne, da er von der miibräuch1ichen 

Of fenbarung rege1mafig erst später erfahre. 

XI. 	Vor der Groien Beschwerdekarnmer hat die Einsprechende im 
Verfahren G 3/98 die Auffassung vertreten, die 	

( 
Sechsmonatsfrist in Artikel 55 (1) EPU sei vom Zeitpurikt 

der tatsàchlichen Einreichung der europäischen 
Patentanineldung zu berechnen und hierzu zwei 

Rechtsgutachten vorgelegt. Dies ergebe sich aus dent 
- Wortlaut der Bestirnmung, der auf die Einreichung der 

Anmeldung und nicht auf den Prioritätstag abstelle. 
Artikel 89 EPU ne1me hinsichtlich der Wirkun.gen des 
Prioritãtsrechts ausdrUcklich nicht auf Artikel 55 EPU 

Bezug. Die entsprechenden Formulierungen selen vom 
Gesetzgeber bewuit gewä.hlt worden, urn eine Kurnulierung 

der Prioritätsfrist und der Sechsmonatsfrist 
auszusch1ieien. Dieses Ergebnis sei auch in Einkla.ng mit 

der PV, da diese keine Vorgange vor dent Prioritätstag 

regle. Die Auslegung des Wortlauts der Bestimmurig im 

Zusanimenhang der Vorschrift gemaE Artikel 31 der Wiener 

Vertragsrechtskonvention (WVK) fthre zu einem 

eindeutigen Ergebnis. Dieses Ergebnis könne keineswegs 

als offensichtlich sinnwidrig oder unvernünftig mm Sinne 

von Artikel 32 b) WVK angesehen werden. Dies werde schon 

dadurch ausgeschlossen, da:& der Gesetzgeber des EPU 

these Lösung bewu1t gewählt habe und dais die Praxis in 

mehreren Vertra.gsstaaten bei der Auslegung 

vergleicltharer nationaler Bestimmungen und auch von 

Artikel 55 EPU zu demselben Ergebnis gekommen sei. mm 

übrigen bleibe der Erfinder keineswegs schutzlos 

gegenüber miibräuch1ichen Of fenbarungen, da er ihrn nach 
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nationalem Recht zustehende zivilrechtliche .Ansprüche 

geltend machen könrie. Damit scheide die Heranziehu.ng 

erganzender Auslegungsmittel nach Artikel 32 WVK 

zusätzlich zur ailgemeinen Auslegungsregel in 

Artikel 31 WVK aus. 

XII. DemgegenUber haben sich die Patentinhaberinnen in beiden 

Verfahren auf den Standpunkt gestelit, daS die 

Sechsmonatsfrist vom Prioritàtstag an zu berechnen sei. 

Dem stehe der Wortlaut von Artike]. 55 (1) EPtr schon 

deswegen nicht entgegen, well sich die Bestimtnung nicht 

mit den Wirkungen des Prioritâtsrechts befasse. Em 

entgegenstehender Wille der Vertragsstaaten könne aus 

den Materia.lien zuxn EPU nicht hergeleitet werden. 

SchlieElich ergebe sich auch aus Artikel 89 EPU nichts 

anderes. Diese Bestimmung verweise auf Artikel 54 EPU, 

der den Stand der Technik regle. Auch Artikel 55 EPU sei 

eine Bestiinmung zur Regelung des Standes der Technik; 

sie nebme bestitninte Of fenbarungen vom Stand der Technik 

aus urid verweise auf Artikel 54 EPU. Daher sei in die 

Verweisung des Artikels 89 EPU auf Artikel 54 (2) und 

(3) EPU eine Verweisung auf Artikel 55 EPU mit 

hineinzulesen. Allein eine soiche Auslegung ftthre zu 

sachgerechten Ergebnissen und einem angeinessenen Schutz, 

da andernfalls das Prioritätsrecht weitgehend ausgehöhlt 

werde. Dies sei angesichts des hohen Anteils 

europäischer Anmeldungen, in denen eine Priorität in 

Anspruch genoinmen werde, von besonderer Bedeutung. Eine 

enge Interpretation des Artikels 55 EPU versage 

insbesondere Amneldern auierhalb der Vertragsstaaten die 

Noglichkeit, auf der Grundlage der tlnionsprloritat eine 
europäische Nachanzneldung einzureichen. Darin liege 

zugleich ein Verstog gegen das Gebot der 

Inlanderbehandlurig in Artikel 2 PV(Y. 
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Die Einsprechende in dem Beschwerdeverfahren, das zur 

Vorlage G 2/99 geführt hat, hat ihren Einspruch 

zurückgenoinmen, nachdein sich die Patentinhaberin auf 

eine mi1bräuch1iche Of feitharung beruf en hatte. 

XIII. Mit BeschluS vom 27. Mai 1999 sind die beiden Verfahren 

nach Artikel 8 VerfOGBK verbunden worden. Jm 12. Juli 

2000 hat eine mündliche Verhandlung stattgefunden, an 

deren Ende die in der Entscheidungsformel enthaltene 

?ritwort auf die vorgelegte Rechtsfrage verkündet worden 

ist. 

Ent scheidungsgrilnde 

	

1. 	Zulassigkeit der Vorlagen 

	

1.1 	Zunächst ist hinsichtlich der Kriterien des Artikels 

112 (1) a) EPU ohne weiteres zu bejahen, dais eine 

Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung vorliegt, 

deren Beantwortung eine einheitliche Rechtsanwendung 

sichern würde. Dieses Bedflrfnis wird durch die Tatsache 

verdeutlicht, dais die Frage der Anknupfung der 

Sechsmonatsfrist des Artikels 55 (1) EPU in einer Reihe 

von Entscheidungen offengelassen wurde (Nachweise in 

T 377/95, Grflnde Nr. 2 und Rechtsprechung der 

Beschwerdekainmern des EPA. 3. Aufi. 1998, I.C.7.2). 

	

1.2 	Die vorgelegten Fragen stellen sich auch in den 

Verfahren, die zu den Vorlagen gefUhrt haben. 

1.2.1 In der Vorlage T 535/95 ist im einzelnen dargelegt, 

warum verschiedene Antworten auf die Vorlagefrage die 

Karnmer zu verschiedenen Entscheidungen veranlassen 

wflrden. Demzufolge ist der Zusaznmenhang, in dem sich die 

Vorlagefrage in diesem Verfahren steilt, obrie weiteres 

ersichtlich. 

( 
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1.2.2 Dagegen ist in der Vorlage T 377/95 eine soiche 
Feststellurlg nicht getroffen. 

So hat die Kalrffner das Vorliegen eines MiZbrauchs im 
Sinrie von Artikel 55 (1) a) EPU nicht geprift. Sie hat 
vielrnehr hierzu ausgefUhrt, eine Vorschrift könne nicht 
auf einen Sachverhalt angewendet werden, obne da 
feststehe, dag sie auf diesen Sachverhalt anwendbar sei 
(Gründe Nr. 3). Dieser Satz kann dahin verstanden 
werden, dag zuriächst der a.bstrakte .Anwendungsbereich 
einer Vorschrift zu klären ist, bevor diese auf einen 
konkreten Sachverhalt arigewendet werden kann. Dam kann 
sich die GroE,e Beschwerdekammer nicht anschlieE.en. Es 
gibt keinen verbindlichen Grun.dsatz, in weicher 
Reihenfolge die Voraussetzungen einer Norm bei ihrer 
Anwendurig zu prfif en sind. Eine soiche Reihenfolge wird 
vielmehr nach Gesichtspurikten der Zweckmàfigkeit zu 
treffen sein. Wird verneint, dais eine Vorschrift 
anwendbar ist, so kann das entscheidende Organ em 

- Kriterium auswahlen, das nicht erfflhlt ist, olme weitere 
Kriterien zu prfifen. Aus Gründen der Verfahrensökonomie 
kann es das am leichtesten zu prüfende Kriterium 
auswählen. So mag im EinzelfalJ. der Anwendu.ngsbereich 
einer Norm höchst zweifelhaft sein, die Feststellung des 
Fehiens einer tatsä.chlichen Voraussetzung aber keinerlei 
Schwierigkeiten aufwerfen. 

Ferner hat die Kanimer 3 .3 .4 in ihrer Vorlage dahin-
gesteilt sein lassen, ob die neue Entgegenhaltung der 
Aufrechterhaltung entgegensteht. Zu dem Einwand des 
Einsprechenden in diesem Verfahren, die Neuheitsschäd- 
lichkeit dieser Entgegexthaltuxig mache eine Vorlage 
iberf1ussig, bemerkt sie lediglich, eine Voraussa.ge ither 
die Erheblichkeit dieses Dokuments sei nicht möglich, 
bevor eine Prilfung stattgefuriden habe (Grüride Nr. 63). 

1.2.3 Die Kaxnmer 3.3.4 hat demgeniàS nicht dargelegt, wie 
verschiedene Antworten auf die Vorlagefrage das weitere 
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Verfahren beeinflussen würden. Gema:9 Artikel 112 (1) a) 

EPU befaft eine Beschwerdekammer innerhaib eines bei ihr 

arihängigen Verfahrens die Groie Beschwerdekaxnmer mit 
elner Rechtsfrage, wenn sie hierzu eine Entscheidurig für 

erforderlich halt. Wermgleich es demnach für die 

Erforderlichkeit der Vorlage auf die Sicht der 

vorlegenden Kainmer ankommt, mug deren Einschatzung doch 

auf objektiven Gegebertheiten beruhen ui-id nachvollziehbar 
sein. In Einklang hiermit 1st gemä.€ Artikel 17 (2) 

Satz 2 VerfOBK in der Vorlageentscheidun.g anzugeben, in 

welchem Zusa.rnmenhang sich die Vorlagefrage steilt. 

Daraus soil ersichtlich sein, dag, die Vorlagefrage im 

Ausgangsverfahren nicht nur von theoretischer Bedeutung 	S  
1st (siehe dazu auch Artikel 112 (3) EPU). Dies w.re 
jedenfalls dann der Fall, werin die vorlegende Karnmer 
nach dem Stand der Akten unabhängig von der Beantwortung 

der Vorlagefrage zu derselben Entscheidung käme. 

1.2.4 Im vorliegenden Fall ergibt sich aus demVorbringen der 
Parteien im Verfahren vor der Kaxnmer 3.3.4, da:9 zwischen 
den Parteien ernsthafter Streit ü.ber die tJmstände 

besteht, die einen of fensichtlichen MiEbrauch begründen 
sollen. Nöglicherweise kann hierflber erst nach Erhebung 

weiterer Beweise entschieden werden. Ob dies dann zu 

einem klaren Beweisergebnis führt, 1st durchaus 

fraglich. Es ware nicht a.bwegig, werin die an der 

angemeldeten Erfindung beteiligten Forscher von 

verschiedenen Vorstellungen über ihre Verpflichtungen 

ausgegangen sind. 1st das Beweisergebnis nicht eindeutig 

genug, kann die Beweislast fur die Entscheidung dn 

Ausschlag geben. In dieser Situation scheint es nicht 

unvernthiftig, zunächst die Frage zu klären, ob die 

Anwendung von Artikel 55 (1) a) EPU schon deswegen 

ausscheidet, weil nach dem unstreitigen zeitlichen 

Ablauf die Of fertharung aui.erha1b der Frist von sechs 

Monaten vor der tatsächlichen Einreichung der Anmeldung 

erfolgt ist. 
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Was das angeblich neuheitsschädliche Dokuzuent angeht, so 
ergibt sich aus dent Vorbringen der Parteien mm 
BesChwerdeverfahren, daZe kein Fall vorliegt, in dent die 
Heranziehung des präsenten Standes der Technik ohne 
weiteres eine abschlieiende Entscheidung erlau.bt. Die 
neue Entgegenhaltung ist in der Beschwerdebegründung 
genarint worden. Ermittlungen beider Parteien deuten 
darauf hin, dais die Dissertation of fenbar erst nach dent 
ersten Prioritätstag in einer Bibliothek öffentlich 
zugänglich war. Die Patentinhaberin hat beantragt, das 
Dokument als verspätet nicht zuzulassen. Die 
Einsprechende halt das Dokument für relevant, weil 4 von 
den 5 unabhängigen AnsprUchen des Patents die erste 
Prioritä.t nicht zukornme. Das neue Dokuinent wirft somit 
eine Reihe von Fragen auf, die nichts mit dent 
Streitstoff in erster Instanz zu tun haben (Zulassung 
des Dokuments, Zuruckverweisung als "fresh case", 
ausreichende Of fenbarung in der ersten Prioritäts-
anmeldung, Neuheit und erfinderische Tätigkeit gegentther 
dem Dokument). Insgesaint kann unter Berucksichtigung des 
Parteivorbringens im Beschwerdeverfahren nicht ohne 
weiteres davon ausgegangen werden, dai! sich die 
Vorlagefrage als irrelevant für die abschlieiende 
Entscheidung über die Aufrechterhaltung des Patents 
erweisen könnte. Vielmehr sind die Gesichtspunkte, die 
eine abschlieiende Entscheidung ohne Beantwortung der 
Vorlagefrage erlauben wurden, tatsàchlich und in ihrer 
rechtlichen Bewertung ernsthaft umstritten. Bei dieser 
Sachiage erscheint es daher im Interesse der 
Verfahrenseffizienz ebenfalls vertretbar, zunächst die 
Vorlagefrage zu stellen. 

2. 	Die Auslegung von Arbikel 55 EPU 

2.1 Der Wortlaut der Vorschrift 

Als Ausgangspunkt für die Berechnung der Frist für 
urischädliche Of fenbarungen bezeichnet Artikel 55 EPU die 
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Einreichurig der europ.ischen Patentanmeldurig. 

Bezugspunkt der Vorschrift 1st deinnach die Einreichuxig 
der zu prCifenden Anmeldung und nicht die Einreichung 

einer Anmeldung, deren Priorität in Arispruch genomrnen 

ist; Nach Artikel 89 EPU, der die Wirkungen des 

Prioritätsrechts regelt, hat das Prioritätsrecht die 

Wirkung, dais der Prioritätstag als Tag der europaischen 

Patentanmeldung für die Anwendung von Artikel 54 (2) und 

(3) EPU sowie von Artikel 60 (2) EPTJ gilt; Artikel 55 

EPU 1st in dieser Bezugnahme nicht genanrit. Damit sieht 

weder der Wortlaut von Artikel 55 EPU noch der Wortlaut 

von Artikel89 EPU vor, dais die Frist für unschädliche 	
( 

Vorbenutzungen vom Prioritätstag an zu berechnen 1st. 

2.2 	Der Wortlaut im Zusaxnmenhang der Vorschrift 

Die Patentinhãberin im Verfahren G 2/99 bezeichnet em 
soiches Ergebnis der Wortauslegurig nur als vordergründig 

eindeutig. Sie 1st der Meinung, nach der Systematik des 
)bereinkornmens sel nicht zu erwarten, da:& Artikel 55 EPU 
neben der Einreichung der europaischen Anmeldung auch 

die Einreichung einer prioritätsbegrflndenden Anmeldung 
erwähne, weil sich die Vorschrift mit den 

Voraussetzungen der Patentierbarkeit urid nicht mit den 

Wirkungen des Prioritätsrechts befasse. Dabel wird 

freilich übersehen, dais das tibereinkommen auierha1b des 

Kapitels über die Priorität an einer Reihe von Stellen, 

die Fristen regeln, den Prioritätstag alternativ 

ausdriicklich neben der Einreichung der Anmeldung oder 

dem Anxneldetag anführt (vgl. etwa Artikel 77 (3) und (5) 

EPU sowie Artikel 93 (1) Satz 1 EPU). Dies 1st schon 

deswegen erforderlich, well aus Gründen der 

Rechtssicherheit die Entscheidurig, an welchen von 

mehreren moglichen Zeitpunkten eine Frist anknüpft, 

nlcht der Freiheit des Interpreten des tibereinkommens 

uberlassen sein kann. 
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Die Vorlage T 377/95 greift das Argument auf, Artikel 89 

EPU enthalte eine indirekte Verweisung auf Artikel 55 

EPCJ (GrUnde Nr. 45). Dies soil sich daraus ergeben, daJ. 

Artikel 89 EPU auf Artikel 54 (2) und (3) EPU verweise, 

die den Stand der Tecimik umfassend definierten. Es 

erscheine wilikUrlich, Artikel 55 EPU aus dem Stand der 

Technik in toto herauszunebmen, zumal die in Artikel 89 

EPU genannten Absätze 2 und 3 gerade die ?bsätze des 

Artikels 54 EPU seien, auf die sich Artikel 55 EPU 

beziehe (so schon I,oth, Neuheitsbegriff und 

Neuheitsschonfrist in Patentrecht, Köln 1988, S. 304). 

Den 1st entgegenzuhalten, dais. Artikel 89 EPU die Wirkung 

des Prioritätsrechts nicht generell auf den Stand der 

Technik bezieht, sondern auf die Anwendung von drei 

einzeln genann.ten Vorschrif ten, zu denen Artikel 55 EP(5 

nicht gehort. Darin liegt der Unterschied zu Artikel 56 

EPt, der für die Beurteilung der erfinderischen 

Tatigkeit generell auf den Begriff des Standes der 

Tecimik Bezug nirnmt. 

Im ilbrigen spricht gegen die Ann.ahme einer impliziten 

Verweisung in Artikel 89 EPU auf Artikel 55 EPU auch die 

Verwendung verschiedener Begriffe in den beiden 

Bestixnmungen. Als HEinreichunghi  in Sinne von Artikel 55 

EPU 1st eine Tätigkeit des Anmelders anzusehen; dies 

ergibt sich nicht nur aus den Begriff selbst, sondern 

auch aus den Vorschrif ten über die Einreichung der 

europàischen Patentanmeldung in Artikel 75 und Artikel 

76 (1) Satz 1 EPU oder aus der Befreiurig von 

Vertretungserfordernis in Artikel 133 (2) EPU. Dagegen 

ist der "Tag der Anmeldung" in deutschen Text von 

Artikel 89 EPU gleicithedeutend mit den Anmeidetag (im 

englischen und französischen Text gibt es nur jeweils 

einen Begriff: "date of filing" und "date du dépôt"). 

Der Anineldetag ist ein Tag, der der Anmeldung aufgrund 

der Eingangsprüfung (Artikel 90 (1) EPU) zuerkannt wird. 

Der Anineidetag ist nicht notwendig mit den Tag der 

Einreichung von Anmeldungsunteriagen identisch. In Fail 
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verspätet eingereichter Zeicbn.un.gen kann der Arimeldetag 

verschoben werden (Artikel 91 (6) in Verbindung mit 

Regel 43 EPU) An den Anmeldetag sind andere 

Rechtsfolgen geknUpft (z. B. die Laufzeit in Artikel 63 

EPU) als an die Einreichung der europäischen 

Patentarimeldung (z. B. die Frist zur Zahiung der ersten 

Gebühren in Artikel 78 (2) EPU). Dies sch1ie1t es aus, 

beide Begriffe als gleichbedeutend zu behandein. Die 

GroJe Beschwerdekaxrmer konimt daher zu demselben Ergebnis 

wie schon das Schweizerische Bundesgericht in seiném 

Urteil vom 19. August1991 (ABI. EPA 1993, 170 - 

Stapelvorrichtung) und der deutsche Bundesgerichtshof in 

seinem Beschlug vom 5. Dezember 1995 (AB1. EPA 1998, 263 
- Corioliskraft), da aus dem Wortlaut von Artikel 89 

EPU und Artikel 55 EPU nicht hergeleitet werden kann, 
da:9 der Prioritatstag an die Stelle der Einreichung der 
Anxneldung tritt. 

2.3 	Der Wille des Gesetzgebers 

Es karin auch nicht angenonimen werden, dais der 

Anknüpfungspunkt in Artikel 55 EPU versehentlich gewahlt 
worden ist ui-id dais dadurch Folgen eintreten, die den 

A3sichten des Gesetzgebers widersprechen. Dagegen 

spricht schon, dais der Gesetzgeber, wié vorstehend 

dargelegt, an anderer Stelle des fibereinkommens jeweils 

bewuft zwischen den drei Zeitpunkten Prioritätstag, 

Anmeldetag und Einreichung der Anmeldung als 

verschiedenen moglichen Anknupfungspunkten 

unterscheidet. Weichen Zeitpunkt die Einreichung der 

Anrneldung definiert, war dem Gesetzgeber gerade im 

Zusainmenhang mit den unschädlichen Of fenbarungen bewuit. 

Er hat nämlich diesen Zeitpunkt auch als Anknupfungs-

punkt für die ErfUllung der Formerfordernisse zur 

Geltendma.chung des Ausstellungsschutzes herangezogen. $0 

hat er in Artikel 55 (2) EPU vorgeschrieben, dais bei 
Einreichung der Anmeldung anzugeben ist, dag die 

Erfindurig zur Schau gestelit worden ist. Die gleichfalls 
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in Artikel 55 (2) EPU vorgeschriebene Ausstelluxigs-
bescheinigung ist gem&Z Regel 23 Satz 1 EPU innerhaib 
einer Frist von vier Nonaten nach Einreichu.ng der 
Anineldung einzureichen. Es karin dem Gesetzgeber nicht 
ohxie weiteres unterstellt werden, daZ er in demselben 
sachlichen Zusammenhang in zwei .Absätzen derselben 
Bestimmung denselben Begriff verwendet, jedoch dainit 
verschiedene Zeitpunkte definieren will. Auch die 
Mogiichkeit, da:9 sowohi in Artikel 55 (1) EPU als auch 
in Artikel 55 (2) EPU und in Regel 23 Satz 1 EPU der 
Prioritätstag geineint sein soil, kann ausgeschlossen 
werden. Dies würde ja bedeuten, dal!1 die Handlungen nach 
Artikel 55 (2) EPU i.V.m. Regel 23 Satz 1 EPU schon zu 
erfflllen wären, bevor die Anmeldung eingereicht wurde. 
Formerfordernisse, die vor Einreichung der Anmeldung zu 
erfüllen sind, sind dem EPU aber fremd. 

2.4 Die ravaux préparatoires 

Auch die Gesetzgebungsgeschichte liefert keinen 
Arihaltspunkt für ein gesetzgeberisches Versehen. In der 
Fassun.g der Vorbereitenden Dokumente für die Münclmer 
Diplomatische Konferenz iautete die Anknüpfung der Frist 
für unschädliche Of fenbarungen s ... innerhalb von sechs 
Monaten vor dem .Anmeldetag . . ." (Dok. Mu, Artikel 53 
des Entwurfs). Die niederländische Delegation wolite 
kiargesteilt haben, daE unter ".Arixneldetag" im Slime der 
Vorschrift der Tag der Einreichung der Anmeldurig 
verstanden werden müsse. Daher wurde der Text der 
Vorschrift in diesem Punkt klargestellt uxad nmeldetag" 
durch Einreichurig" ersetzt (Berichte der Münchrier 
Diplomatischen Konferenz, Sitzungsbericht des 
Hauptausschusses I, Dok. H/PR/I, Rdn. 61). Bei derselben 
Gelegenheit wurde eine weitere .nderung vorgenonunen und 
aufgrund eines Vorschlags der britischen Delegation "... 
innerhaib von sechs Monaten . . . durch die Formulierung 
"... nicht friiher als sechs Monate .. .° ersetzt, urn die 
Einbeziehung nicht vorveröffentlichter, aber 
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prioritätsälterer kollidierender Anmeldungen in den 

Anwendungsbereich von Artikel 55 (1) a) EPU 

sicherzustellen (Dok. M/PR/I, a.a.O., Rdn. 62 ff). 

Versuche, den Anwendungsbereich von Artikel 55 (1) b) 

EPtJ zu erweitern, lehnte der Hauptausschug I unter 

anderem deswegen ab, weil eine soiche Anderung vom 

Straiburger Patentübereinkommen (SPU) abweichen wCirde 

(Berichte der Nünchner Diplomatischen Konferenz, 

Anlage I, Bericht über die Beratungsergebnisse des 

Hauptausschusses I, Abschnitt C.II..2). 

Artikel 4 SPU regelt die BerUcksichtigung 

miibràuch1icher Of ferl]Darungen in den A)sätzen 2 und 4 

wie folgt: 

(2) 	Vorbehaltlich der Bestimrnungen des Absa.tzes 4 

dieses Artikels bildet den Stand der Technik alles, was 

vor dem Tag der Einreichung der .Patentanmeldung oder 

einer ausländischen Anmeldung, deren Priorität gültig 

beansprucht.wird, durch schriftliche oder mündliche 

Beschreibung, durch Benutzung oder in sonstiger Weise 

der öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist. 

(4) 	Ein Patent kann nicht lediglich aus dern Grund 

verweigert oder für nichtig erklärt werden, da.9 die 	( 

Erfindung innerhalb von sechs Mona ten vor Einreichung 

der Anmeldung der Offentlichkeit zuganglich gemacht 

worden ist, wenn die Of fenbarung unmittelbar oder 

mit telbar zurückgeht 

a) auf einen offensichtlichen Miibrauch zurn Nachteil des 

Arimelders oder seinesRechtsvorgängers oder 

Die unterschiedlichen Formulierungen in den beiden 

Absätzen machen deutlich, dais beim Stand der Techn.ik 

nach Absatz zwei der Prioritätstag zu berücksichtigen 

ist, während bei dem offensichtlichen Miibrauch in 

.A]Dsatz 4 allein auf die Einreichung der Anmeldung 

abzustellen ist. Bel Ausarbeitung des SPU bestand 
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demgenid:& Einvernehmen darUber, dag es auf die 

EinreiChung in dexn betreffenden Staat un.d nicht auf die 

EinreiChung einer .Anmeldurig ankommt, deren Priorität in 

.Anspruch genorninen ist (Committee of Experts on Patents, 

Memorandum by the Secretariat on the meeting held at 

Strasbourg from 7th to 10th November 1961, Dok. EXP/Brev 

(61) 8, Rdn. 7). Bei den parallelenArbeiten zum EPU war 

die zustandige Arbeitsgruppe der .Ansicht, daE eine 

weitergehende Neuheitsschonfrist nur auf der Ebene der 

PVtY dem Erfinder eine gesicherte Rechtsposition 

verschaffen körine. Eine isolierte Regelung im EPU gebe 

ibm eine falsche Sicherheit, die nicht mehr bestehe, 

wenn er eine Nachanmeldung auierhalb der Vertragsstaaten 

des EPU einreiche (Ergebnisse der fünf ten Sitzung der 

Arbeitsgruppe "Patente" vom 2. bis 18. April 1962 in 

Brussel, Dok. (EWG) 3076/IV/62, S. 142, zu Artikel 15; 

ähnlich Berichte der Müncbner Diplomatischen Konferenz, 

Anlage I, Bericht über die Beratungsergebnisse des 

Hauptausschusses I, Abscbnitt C.II.2). 

Daraus ergibt sich zweierlei: 

Erstens war dem Gesetzgeber des EPU aus Artikel 4 (4) 

SPU die Anknüpfung der Frist an die Einreichung der zu 

prüfenden Anmeldung bekannt. Zweitens woilte er in 

Artikel 55 EPU eine Regelurig in Einklang mit dem SPU 

treffen. Dies entzieht jeder Vermutung die Grundlage, 

der Gesetzgeber habe die Reichweite der in Artikel 

55(1)a) EPU getroffenen Regelung nicht erkannt. Dies 

kann umso weniger angenommen werden, als die Frage der 

Kuxnulierung der Prioritätsfrist mit der Schutzfrist für 

unschädliche Of fenbarungen auch bei Versuchen zur 

Ausweitung der Regelung in Artikel 11 PVTj erörtert 

worden war und kontrovers geblieben ist (Ladas, Patents, 

Trademarks, and Related Rights, Cambridge, Mass. 1975, 

Vol. 1, § 341). Dementsprechend belegen auch Aui.erungen 

im Anschlu:& an die Münchner Diploxnatische Konferenz, daf 

der Gesetzgeber die Sechsmonatsfrist bewuft nicht vom 
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Prioritätstag an berechnen woilte (Bericht der deutschen 
Delegation (Singer), GRtJR mt. 1974, 47, 63; van Ernpel, 
The Granting of European Patents, Leyden 1975, R&i. 88). 
Die EntstehungsgeschiChte des EPU liefert daher keiner' 
Arihaltspunkt dafflr, dag der Wortlaut von Artikel 55 und 
89 EPU nicht mit dem Sirin der Vorschrif ten Cthereinstirnmt 
(Schweizerisches Bundesgericht, a.a.O., Grtinde Nr. 
2.b)aa)). Da offensichtlich eine Regelung mit zeitlich 
eng begrenztem Anwendungsbereich geschaffen.werden 
soilte, karin auch der Hinweis auf die begrenzten 
Wirkungen der Vorschrift (1,0th, a.a.O., S. 306) kauxu 
ü.berraschen. 

2.5 	Dynamische Auslegung 

Auch die Vorlage T 377/95 interpretiert auf der 
Grundlage von.. Wortlaut und .Zusarnmenhang des 
tbereinkommensArtike1 55 (1) a) EPU dahin, dag die 
Sechsmonatsfrist von der Einreichung der zu prufenden 
Anmeldung anzu berechnen ist und steilt fest, dais diese 
Auslegung dern Willen des Gesetzgebers bei der Schaffung 
des Obereinkoinmens entspreche (Grfinde Nr. 21, 24). Die 
Kainmer 3.3.4 meint jedoch, bei dér Anwendung der 
Vorschrift müssten weitere Gesichtspurikte herangezogen 
werden, die dem Gesetzgeber nicht bekannt gewesen seien 	( 
(Gründe Nr. 26). Nach Abwägung der betroffenen 
Interessen kornmt sie zu der Auffassung, dag eine enge, 
auf das Erfordernis der Sorgfalt des Erfinders gestUtzte 
Auslegung nicht zu vernünftigen Ergebnissen führe 
(Gründe Nr. 52). Sie nennt tolgende esichtspunkt, di 

sich erst nach Unterzeichnung des EPU ergeben hätten: 

2.5.1 Die Haufigkeit der Inanspruchnahxne von Prioritäten in 
europäischen Pateritanmeldungen 

Die Vorlage T 377/95 (Gründe Nr. 27) beruft sich auf 
Loth (MUnchner Gemeinschaftskomtnentar, Artikel 55 EPU, 
Rdn. 65), der unter Hinweis auf den hohen Prozentsatz 
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europäischer Nachanxneldungen die Auffassung vertritt, 
die Nichtkuznulierung der Sechsmonatsfrist mit dem 
prioritätsjahr hätte die fast vollige 
Bedeutungslosigkeit des Artikel 55 EPU zur Folge und 
fithre zu einer Aushöhlurxg des Prioritàtsrechts. 

Es mag zutreffen,.dat der Gesetzgeber nicht 
vorausgesehen hat, in wievielen Fallen in europäischen 
.Anmeldungen Prioritäten in Anspruch genoinmen werden. 
Jedenfalls war jedoch damit zu rechnen, daE zuinindest 
Arimelder aus Nicht-Vertragsstaaten regelmaiig die 
Priorität aus ihrem Heimatland in Anspruch nehmen. Damit 
war die Noglichkeit einer mi1bràuch1ichen Of fenbarung 
vor dem Prioritatstag keineswegs ein Fall, der sich für 
den Gesetzgeber als eine ungewöhnliche Ausnahmesituation 
dargesteilt hätte. Im iibrigen ist es für die Bewertung 
des Interessenkonflikts zwischen dem von der 
mifbrä.uchlichen Of fenbarung betroffenen .Anmelder und der 
ffentlichkeit, insbesondere den Wettbewerbern, nicht 

von entscheidender Bedeuturig, wie haufig dieser 
Interessenkonflikt auftritt: die aizuwägenden 
Interessen, vor allem Einzelfallgerechtigkeit und 
Rechtssicherheit, bleiben stets dieselben. Will man 
wegen einer Vielzahl von Fallen die Bewertung zu 
Gunsten des betroffenen Anmelders ändern, so ändert man 
sie auch notwendig in derselben Häufigkeit zu Lasten der 
ffentlichkeit. 

Was das Argument der Aushöhlung des Prioritätsrechts 
angeht, so ist festzustellen, dais das Prioritatsrecht 
unabhängig vom Bestehen einer Regelung fiber unschädliche 
Of fenbarungen ist. Das Prioritatsrecht schützt davor, 
da:& einer Anmeldung Tatsachen entgegengehalten werden, 
die im Prioritàtsintervall eingetreten sind (Artikel 4B 
PVCY). Dagegen betrif ft das Prioritàtsrecht nicht die 
Frage, weiche Wirkungen vor dem Prioritätstag 
eingetretene Tatsachen auf die Nachanmeldung haben. Zwar 
verpflichtet Artikel 11 (1) P110 die Vertragsstaaten zur 
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Gewahrung von zeitweiligem Schutz für Erfindungen, die 

auf arntlich oder amtlich anerkannten Ausstellungen zur 
Schau gestelit werden, den das EPU in Artikel 55 (1) b) 

EPU regelt. Hinsichtlich der Ausgestaltung dieses 

Schutzes verweist die Bestiinmung aber auf das nationale 

Recht (Zu möglichen Forrnen dieses Schutzes siehe 

Bodenhausen, Paris Convention for the Protection of 

Industrial Property, Genf 1968, Artikel 11, Anrn. c). Zum 

Verhaltnis zwischen dem einstweiligen Schutz urid dem 

Priorittsrecht bestimmt Artikel 11 (2) PvU in Satz 1, 

daft der einstweilige Schutz die Prioritätfrist nicht 

verlangert, während Satz 2 dem nationalen Recht die 

Moglichkeit of fen1äit, die Frist vorn Tag der Aussteiiung 
an zu berechnen. Eine Verpflichtung der Vertragsstaaten, 

die Frist zurn Schutz vor unschädlichen Of fertharungen mit 

der Prioritàtsfrist zu kumulieren, enthält die PVC) 
demgemag nicht. Daraus ergibt sich zugleich, dais auch 

kein Verstof> gegen den Grundsatz der Inlanderbehandlung 
vorliegt. Wer eine Erstanmeldung einreicht befindet sich 
in einer anderen tatsächlichen Situation als der 
Einreicher einer spateren .mmeldung. Dies gilt 

unabhängig davon, ob es sich wie bei der tJnionspriorität 
urn einen Sachverhalt mit Auslandsberührung handelt, 

oder wie bei der inrieren Priorität urn einen reinen 

Inlandssachverhalt. Artikel 2 PV0 richtet sich nicht 

dagegen, dag verschiedene Sachverhalte verschieden 

geregelt werden. Die negativen Folgen für eine spãtere 

Arimeldung im Ausland sollen, allerdings in beschränktem 

Umfang, durch Gewährung des Prioritàtsrechts nach 

Artikel 4 PVfj kompensiert werden. Kein Staat ist aer 

durch die PvU verpfl±chtet, den Nachanmelder in jeder 

Hinsicht so zu behandein, als habe er die .Anmeldung 

bereits am Prioritätstag eingereicht. 

2.5.2 Der Zeitfaktor 

Die Vorlage T 377/95 führt hierzu aus (Gründe Nr. 28-

30), vor Einfuhrung des Einspruchsverfahrens nach 
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Erteilung seien verlàrxgerte Auseinandersetzuxigen (zu 
ergänzen: durch Berucksichtigung rniibräuchlicher 
Of feitharungen) vor dem Patentaint rnoglicherweise em 
Grund zur Besorgnis gewesen. Da das irn EPU vorgesehene 
Einspruchsverfahren nach Patenterteiluxig das Verfahren 
vor der Erteilurxgsbehörde ohnehin verlängert habe, 
scheme eine soiche Besorgnis nicht rnehr dasselbe 
Gewicht wie früher zu haben. In äbnlicher Weise vertritt 
die Kaxnmer 3.3.4 in ihrer Vorlage die Meinuxig, Bedenken 
gegen Verzögerun.gen des Einspruchsverfahrens durch die 
Notwendigkeit von Beweisaufnahrnen, insbesondere 
Zeugeneinvernahinen, hâtten irn Vergleich zu früher nicht 
mehr die gleiche Bedeutung, da im Verfahren vor dern EPA 
ohnehin die Hàlfte der Laufzeit des Patents vor einer 
endgilltigen Entscheiduxig vergangen sein könnte. 

Die Vorlage enthält keinen Beleg dafür, daS sich der 
Gesetzgeber tatsàchlich von soichen Uberlegungen hat 
leiten lassen. Es ist auch nicht ersichtlich, da1 
Erteiluxigs- oder Einspruchsverfahren früher in den 
Vertragsstaaten generell wesentlich kürzer gewesen 
seien. Irn Gegenteil ist daran zu eririnern, daS parallel 
zu den Vorarbeiten zuxn EPO in den Niederlanden und in 
Deutschland die aufgeschobene Prflfung eingefuhrt wurde, 
urn den Rückstand der anhängigen Ariineldungen abzubauen 
und daznit die überlarige Bearbeitungsdauer vor den Arntern 
dieser Lander zu verkürzen. Schlieilich ist schwer 
nachzuvollziehen, warum keine Bedenken dagegen bestehen 
sollen, ein ohnehin zu langes Verfahren weiter zu 
verlängerri. 

2.5.3 Artikel 6 der Europäischen Henschenrechtskonvention 

Nach Artikel 6 (1) ENRK hat jederrnann Hspruch  darauf, 
dais seine Sache in billiger Weise öffentlich und 
innerhaib einer angeinessenen Frist gehort wird, und zwar 
von einem unabhärigigen u.nd unparteiischen, auf Gesetz 
beruhenden Gericht, das über zivilrechtliche Ansprüche 
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und Verpflichturigen ... zu entscheiden hat°. Unter 
Bezugnahine auf die Praxis zur ERK legt die Vorlage 

T 377/95 dar (Gründe Nr. 33-35), dat aus der genannten 
Bestixnmung zur Erfullung des Gleichbeharxdlungsgebots das 
Recht hergeleitet wird, sich auf Beweismittel und 

Tatsachen zu beziehen, urn sich gegen einen geltend 
gemachten Anspruch zu verteidigen.. 

Daraus folgert sie für die vorliegende Situation, dais es 

dem Patentinhaber möglich sein mflsse, sich nach Artikel 

55 (1) a) EPU auf einen Miibrauch zu berufen, wenn. der 
Gegner behauptet habe, dem Patent fehie wegen einer 

Of feribarung Neuheit oder erfinderische T.tigkeit (Gründe 

Nr. 35). Dabei wird auier Acht gelassen, dais es sich bei 
dern Recht auf ein faires Verfahren in Sirine von Artikel 

6 (1) EJYiRK urn ein Verfahrensrecht zur Gewährleisturxg der 
Waffengleichheit der Parteien handelt. Eine Partei soil 

die Nögiichkeit haben, Beweismittel der Gegenpartei 

durch geeignete eigene Beweismittel zu entkràf ten 

(Grorian, Article 6 of the European Convention on Human 
Rights - The right to a fair trial, Strasbourg 1996, pt. 
91, mit Rechtsprechungsnachweisen). In vorliegenden Fall 

geht es jedoch nicht darurn, dag es dem Patentinhaber 

verwehrt ware, sich aus Verfahrensgrunden gegen 

Behauptungen zur Wehr zu setzen, die seiner Meinung nach 

unrichtig sind. Es geht vielmehr urn die Frage des 

materiellen Rechts, weiche Sachverhalte bei der Prüfung 

von Neuheit und erfinderischer Tàtigkeit zu 

berücksichtigen sind. Die Ausgestaltung des materiellen 

Rechts 1st aber nicht Gegenstand von Artikel b (1) 

die Vorschrift enthalt nur die verfahrensrechtliche 

Garantie eines fairen Verfahrens, in den über die 

AnsprUche entschieden wird, wie iinmer sie der 

betreffende Staat nach seinern Errnessen vorsehen nag 

(Harris/ O'.Boyle/ Warbrick, Law of the European 
Convention on Human Rights, London 1995, S. 186f., mit 

Rechtsprechungsnachweisen). Eines nàheren Eingehens auf 
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die sonstigeri Voraussetzungen der Bestixnmung bedarf es 
daher im vorliegenden Zusaxnmenhang nicht. 

2.5.4 Folgen der Auslegung nach dem Wortlaut 

tinter Hinweis auf die Entscheidurig einer Einspruchs-
abteilung vom 8. Juli 1991 (EPOR 1992, 79 - 
PASSONI/Stand structure) meint die Kaimrter 3.3.4, es sei 
riicht vernün.ftig, das Schicksal einer Anmeldung davon 
abhangig zu machen, ob sie ursprünglich bei einem 
nationalen Amt oder beim EPA eingereicht worden ist. Auf 
diese Alternative koimnt es jedoch für die Berecimung der 
Sechsmonatsfrist im Zusainmenhang mit einer 
miibràuchlichen Of feiibarung nicht an. tJnterstellt man 
vielmehr, dag für das jeweilige nationale ?1Int eine mit 
Artikel 55 EPU harmonisierte Regelung gilt, so koxnmt es 
allein darauf an, ob die zu beurteilende Arimeldung eine 
Erstanineldung oder eine mehr als sechs Monate nach der 
Of feribarung eingereichte Nachanxneldung ist. Nur die 
Erstanmeldung genieEt den Schutz gegen die 
mifräuchliche Of fenbarung, nicht dagegen die 
Nachanmeldung, mag sie beim EPA oder bei einem 
nationalen Amt eingereicht sein. 

Die Kammer 3.3.4 hAlt es auch für unvernUnftig, vom 
Erfinder oder seinem Rechtsnachfolger zu verlangen, eine 
Nachanrneldung innerhaib von sechs Monaten nach einer 
miibrAuchlichen Of fenbarung einzureichen, wenn er erst 
nachtraglich von ihr erfahren habe. Dieses Argument 1Aft 
sich freilich jeder zeitlichen Grenze entgegenhalten, 
innerhaib der eine Anxneldung eingereicht werden mui, urn 
Schutz gegen miibrauch1iche Of feribarung zu erhalten. 
Jedenfalls ist die Verletzung der Geheiirthaltung durch 
die Of feribarung eher der SphAre des Erfinders und 
spAteren Anmelders zuzurechnen als der Sphäre der 
Ailgemeinheit, insbesondere seiner Wettbewerber. Nur der 
Anmelder kann geeignete Ma&iahinen treffen, die eine 
unbefugte Of feitharung verhindern sbllen. Es ist daher 
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nicht von vorriherein unvernunftig oder uriangemessen, den 

hier bestehenden interessenkonflikt im Interesse der 

Rechtssicherheit zu Lasten des 1nmelders zu lösen, und 

nicht im Interesse der Einzelfallgerechtigkeit zu Lasten 

der Aligemeirtheit. 

Im übrigen ist nicht ersichtlich, dais die genarmten 
Werturigsgesichtspun.kte dem Gesetzgeber uxthekannt gewesen 

wären; vielmehr handelt es sich urn Erwägungen, die jeder 

Diskussion einer NeuheitsschonfriSt immanent sind. In 

dieser Hinsicht 1st es der Rechtsanwendung verwehrt, 
ihre eigene Abwagung an die Stelle der Bewertung des 	

( 
Gesetzgebers zu setzen. 

Nichts anderes kann aus dem Hinweis der Patent-
irthaberinnen auf die zwischenzeitliche Rechtsentwicklung 

insbesondere in Deutschland hergeleitet werden. Dort 
habe der Gesetzgeber im Bereich des Gebrauchsmuster- und 
GeschmacksmusterrechtS die Neuheitsschonfrist an den für 

den Zeitrang der -Anmeldung ma1geblichen Tag geknupft, 

der auch der Priorittstag sein kann (vgl. § 3 Satz 3 

DE-GebrMG, § 7a DE-GesclunMG). Darin sel ein Zeichen 
dafür zu sehen, dais das Fehien einer ausreichenden 

NeuheitsschonfriSt zuriebmend als un)efriedigend 

empfunden werde. Gerade diese gesetzgeberische 	 ( 
Entwicklung in Deutschlan.d zeigt aber, dag die 

rechtspolitische Entscheidung über eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs der Neuheitsschonfrist als Sache des 

Gesetzgebers behandelt worden ist. So hat der deutsche 

Gesetzgeber auch differenziert urid den Unterschied in 

der Neuheitsschonfrist zwischen Gebrauchsmuster und 

Patent bewuit bestehen lassen. Dem lag die Erwägung 

zugrunde, daS Wünsche, die rigorose Einschränkung der 

Neuheitsschonfrist im Patentrecht zu revidieren, 

sinnvollerweise nur im Rabmen einer umfassenden 

internationalen Abstimmung erfüllt werden körinten 
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(Begrüxldung zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des 

Gebrauchsmustergesetzes, Tell B, Zu Nr. 2, Pt.2, 

B1.f.PHZ, 1986, 320, 324). 

Insgesamt 1st nicht zu erkennen, dag sich seit der 

Unterzeichnung des Obereinkormnens Gesichtspunkte ergeben 

hàtten, die Grurid zu der Arinahrne geben konnten, eine dem 

Wortlaut getreue Auslegung von Artikel 55 (1) a) EPU 

stehe in Widerspruch zu den vom Gesetzgeber verfolgten 

Zielen. Daher bedarf die zwischen den Partelen streitige 

Frage, unter weichen Voraussetzungen eine dynamische 

Auslegung zu einem vom Gesetzeswortlaut abweichenden 

Ergebnis führen kann, keiner weiteren Erorterung. 

2.6 Das Ergebnis der vorstehenden Auslegung steht in 

Einklang mit den höchstrichterllchen Entscheidungen in 

der Schweiz und in Deutschland (5.0. Nr. 2.2). Besonders 

hinzuweisen 1st auf die eingehend begrUndete 

schweizerische Entscheidu.ng, well der schweizerische 

Gesetzgeber für das nationale Recht eine andere Lösung 

gewahlt hat, die ausdrücklich an den Prioritãtstag 

anknupft. Das Gericht hat eine inhaitliche 

tibereinstimmung der unterschiedlich formulierten 

Regelungen des nationalen und des europäischen Rechts 
verneint, obwohl die schweizerischen Materialien darauf 

hindeuteten, dais der nationale Gesetzgeber die 

Regelungen als gleichbedeutend a.ngesehen hatte (a.a.O., 

Grunde Nr. 2a) und 2b) dd), letzter Abs.). 

Zu einem anderen Ergebnis ist die hochstrichterliche 

Rechtsprechung in den Niederlanden gekornmen. Die 

Entscheidung des Hoge Raad vom 23. Juni 1995 (AB1. EPA 

1998, 278 - Follikeistimulationshormon II) 1st im 

Verfahren der einstweiligen Verfügung ergangen und 

steilt in ihrer knappen BegrUndung auf den Schutzzweck 

von Artikel 55 EPU aID. Sie zeigt keine Gesichtspunkte 

auf, die das hier gewonnene Ergebnis in Frage stellen. 
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Entscheiduugsforinel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die der Gro1en Beschwerdekarnmer vorgelegte Rechtsfrage wird 
wie folgt beantwortet: 

Für die Berecimung der Frist von sechs Monaten nach Artikel 
55(1) EPU ist der Tag der tatsächlichen Einreichung der 
europaischen Patentamneldurig magebend; der Prioritàtstag ist 
für die Berecimung dieser Frist nicht heranzuziehen. 

Der Geschäftsstellertheamte: 	 Der Vorsitzende: 

/ 
W. Roepstorff 	 P. Messerli 
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